
Nachschlagewerk: ja 
Amtliche Sammlung: ja

PrWasserG y . 7» April 1913s GS 53? §§ 196, 200 Abs. 1
Nr. 3, § 204;
WürttHhzGemeindeO v. 14. März 1947? RegBl 1948, 1. § 47;
DGO § 36

a) Ein Triebwerksbesitzer, dem Wasserbenutzungsrechte nur 
im Rahmen der §§40 Abs. 2, 46 Abs. 1 Nr. 1 PrWassG zu­
stehen, hat keinen Anspruch darauf, daß der natürliche 
Wasserzufluß des Wasserlaufs nicht geschmälert wird.

b) Die Erlaubnis einer Gemeinde, aus ihren Grundstücken 
Grundwasser zu fördern, bedarf keiner Form; sie- ist 
nicht von der Wirksamkeit des Verpflichtungsgrundes 
abhängig.

c) Die polizeiliche Genehmigung zur Portleitung unterir-^ 
dischen Wassers (§ 204 PrWassG) berührt nicht das 
privatrechtliche Verhältnis des Grundstückseigentümers 
zu anderen Wasserbenutzungsberechtigten.

BGH, ürt. v. 23- September 1959 - V ZR 89/58 OLG Stuttgart



V ZR 89/58
Verkündet am 23. September 1959 
Symalla, Justizobersekretär als 
Urkundsbeamter der Geschäfts­

stelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

dej^jjirma Gebr. H 
vertreten H^Jin E

, offene Handelsgesellschaft in 
durch den Mitgesellschafter Dr. Fritz

Istraße

Klägerin, Berufungsklägerin und 
Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen

den Zweckverband Wasserversorgung in
vertreten durch den Vorsitzenden, Bürgermeister H

Beklagten, Berufungsbeklagten und 
Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr.

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd 
liehe Verhandlung vom 23« September 1959 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Dr. Tasche und der Bundesrichter 
Dr. Rothe, Dr. Freitag, Dr. Mattem und Offterdinger 
für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des b, Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 
21. Mai 1958 wird auf Kosten der Klägerin zurück 
gewiesen.

Von Rechts wegen



Tatbestand:

an der 
, dessen Lauf

Die Klägerin betreibt seit 190*+ im 
>, einem nördlichen Nebenfluß der 

auf ehemalig hohenzollerischem Gebiet liegt, ein Elektrizi­
tätswerk. Sie hat das Recht - teils 1901 und 190̂ f von frü­
heren Mühlenbesitzern erworben, teils 1928 und 1956 erwei­
tert verliehen -, das in der fließende Wasser in

bis zur Höhe der Staumarke aufzustauen, dieses 
aufgestaute Wasser abzuleiten, zu benutzen und wieder in den 
Fluß zurückzuleiten. Sie begehrt von dem beklagten Verband 
Ersatz des Schadens, der ihr nach ihrem Vortrag infolge Aus­
falls von Wasserkraft in den Jahren 1952 bis 1956 dadurch 
entstanden ist, daß der Beklagte seit 1952 Wasser aus Grundstük- 
ken fördert und fortleitet, die wenige Meter neben dem Quell­
topf der (einer Karstquelle der

mit einer Mindestschüttung von 150 1/sec) in dem etwa 
8 bis 10 km flußaufwärts gelegenen liegen. Das
Wasser der fließt in einem ständigen Bett nach
einem Lauf von etwa 60 m in die

Die Grundstücke (insgesamt 6,77 ar), aus denen der Beklag­
te das Wasser gewinnt, gehörten in dem genannten Zeitraum der 
Gemeinde zum Schluß der mündlichen Verhand­
lung in der Tatsacheninstanz war das von dem Beklagten be­
triebene Verfahren auf Verleihung des Rechts zur Förderung 
bestimmter Wassermengen im Sinne des § 203 PrWassG nicht 
abgeschlossen. Bestritten ist zwischen den Parteien^, ob 
der Beklagte das Wasser während dieser Zeit im Einverständ­
nis der damaligen Eigentümerin, wie der Beklagte behauptet, 
oder eigenmächtig gegen deren Willen gefördert hat, wie die 
Klägerin vorbringt.

Der beklagte Verband, zum Zweck der Wasserversorgung ver­
schiedener Gemeinden westlich der 1951 im Einverneh-
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men mit der Wasserbehörde schon in der Absicht gegründet, 
Wasser aus dem Grund und Beden der Gemfeinde zu
fördern und abzuleiten? schloß mit dieser am 22. Oktober,>1951 
einen Kaufvertrag über die erwähnten Grundstücke 'Auflas- 
sungsvolimacht wurde darin dem Beklagten erteilt), wobei je­
doch die Regelung über das Entgelt für den Wasserschatz 
einem privatschriftlichen Vertrag Vorbehalten blieb» Die 
Grundstücke wurden dem Beklagten sofort übergeben» Dieser 
stellte entsprechend dem Plan des wasserwirtschaftlichen 
Büros vom 22. Januar 1952 am 25. Januar 1952 den Antrag auf 
Verleihung eines Rechts zur Förderung von 84 1/sec; in der 
Beschreibung der Gesamtanlage war vermerkt, er sei Eigentü­
mer der in Anspruch genommenen Grundstücke. Davon gingen 
auch die unterhalb von an der gelege­
nen Triebwerksbesitzerr die Einspruch eingelegt hatten, in 
der ersten Erörterungsverhandlung vor dem Wasseramt (20. März 
1952) aus.

Mangels Einigung des Beklagten mit der Gemeinde 
über seine zusätzlichen Leistungen, insbesondere über die 

von dem Beklagten in Zukunft zu gewährleistende Wasserversor­
gung der Gemeinde ^ie bislang dem "Zweckverband
mittlere angeschlossen war, bat diese das zuständige
Grundbuchamt im Schreiben vom 26. Januar 1952, die Aufüassungs- 
erklärung des Bevollmächtigten des beklagten Zweckverbands 
"solange zurückzustellen, bis der abgeschlossene Privatvertrag 
vorliegt". Die Eintragung der Beklagten unterblieb daher und 
erfolgte erst nach jahrelangen Verhandlungen und nach Abschluß 
eines neuen Kaufvertrags, der am 18. März 1958 zustande kam. 
am 19. April 1958. Der Beklagte hatte gleichwohl sofort nach 
Übergabe der Grundstücke den Bau der Wassergewinnungsanlage 
nach den schon vorher fertiggestellten und der Behörde vorge­
legten Plänen in Angriff genommen. Ob die Gemeinde
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damals im Hinblick auf die noch, nicht abgeschlossenen Vertrags- 
Verhandlungen gegen die Arbeiten auf ihrem Grundstück Verwah­
rung einlegte und die Arbeiten erst auf entsprechende Äußerun­
gen von Beamten des Wasseramts Sigmaringen gewähren Dieß. ist- 
bestritten. Jedenfalls verlangte die Gemeinde in einem nicht 
nur vom Bürgermeister, sondern vom gesamten Gemeinderat Unter­
zeichneten Schreiben, der Anschluß für ihre Wasserversorgung 
an die von dem Beklagten erstellte Anlage solle sobald als 
möglich erfolgen, ebenso wie der Abschluß des vorgesehenen Pri­
vatvertrags, da ohne diesen keine Auflassung und Umschreibung 
erfolgen könne.

Die Anlage wurde im Laufe des Jahres 1952 noch fertig­
gestellt und aus ihr alsbald die Gemeindei 
d:e ihre Mitgliedschaft im "Zweckverband mittlere 
.kündigte, mit Wasser versorgt. Am 24« November 1952 wurde 
dem Beklagten vom Innenministerium die wasserpolizeiliche Ge­
nehmigung zur Fortführung des Wassers gemäß § 204 PrWassG er­
teilt und im Laufe des Jahres 1952 die gesamte Verso”gungsan- 
lage in Betrieb genommen. Das Wasser wird dabei in einem Gra­
ben, der in dem etwa * 5 m in den Berg getriebenen Stellen an­
gelegt ist und bis auf einen Abstand von 5 bis 10 m an den 
Quelltopf heranreicht, erfaßt. Der Beklagte hat auf diese Art 
bis Ende 1956 im Durchschnitt zwischen 26,4 und 36,4 1/sec Was­
ser den Grundstücken entnommen.

Im September 1955 stellte der Beklagte beim Wasseramt 
in Abänderung seines früheren Antrags den Antrag auf Verlei­
hung des Hechts zur Entnahme von 102 1/sec. Die Verhandlungen 
zwischen dem Beklagten und der Gemeinde führten
auch unter der Vermittlung des Wasseramts zu keinem Ergebnis. 
Die Gemeinde, die nicht nur die Auflassung der Grundstücke, 
sondern auch die vor Übertragung des Eigentums im Verleihungs-
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^erfahren notwendige Zustimmung (vgl. § 203 FrWassG) nicht 
erteilt hat. legte am 5. November 1956 ausdrücklich Einspruch 
gegen die Verleihung an den Beklagten ejn, und ihr Bevollmäch­
tigter ̂ Rechtsanwalt Br. der Prczeßbevoll-
mächtigte der Klägerin, teilte dem landratsamt schließlich" 
mit. eine Einwilligung der Gemeinde zu der Quellfassung durch 
den Zweckverband oder gar zur Verleihung könne in dem Verhal­
ten der Gemeinde nicht erblickt werden» Gegenüber der Drohung 
des Beklagten, die Auflassung der Grundstücke auf Grund des 
Kaufvertrags vom 22. Oktober 1951 zu erzwingen, berief sich 
die Gemeinde auf die Nichtigkeit dieses Vertrags wegen Form- 
mangels .

Die Klägerin schätzt den Ausfall an Betriebswasser und 
dem entsprechend an elektrischer Energie, der nach ihrem Vor­
trag infolge der Fortleitung des Wassers durch den Beklagten in 
ihrem Betrieb entstanden ist, auf etwa 1 # des ihr sonst von 
der Dauchert gelieferten Wassers und beziffert den Schaden auf 
B 844'DM. Sie begehrt mit der am 24« April 1957 erhobenen 
Klage diesen Betrag samt Sinsen.

Sie behauptet, der von dem Beklagten eingeführte Graben 
zapfe die in natürlichem Gefälle zum Quel?_topf führenden Was­
seradern an, welche Tatsache sie durch Sachverständigengut­
achten unter Beweis stellt. Diese Tatsache ergebe sich übri­
gens schon daraus, daß das bisher der Quelle zuströmende Was­
ser kurz vor dem Zutagetreten einfach in den Graben laufe.
Sie meint, es werde in Anbetracht der Fassung der Quelle über­
haupt oberirdisches Wasser entnommen, es handle sich nicht um 
eine Sammlung von unterirdischem Wasser vor seinem Austritt 
aus der Erdoberfläche. Wenn es sich aber um die Entnahme unter­
irdischen Wassers handle, behauptet die Klägerin, weiter, dann 
sei es jedenfalls gegen den Willen der Grundstückseigentümerin
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aus den Grundstücken entnommen worden. Zu diesem SacJiverhalt 
vertritt säe die Ansicht, die §§ 196 ff PrWassG, welche die Be­
fugnisse des Grundstückseigentümers zur Wasserförderung fest- 
]egten und umgrenzten^ fänden im Verhältnis des Beklag­
ten zu ihr keine Anwendung, weil diesem kein Recht zur Was­
serförderung verliehen sei und er andererseits ein solches 
Recht auch nicht von der seinerseitigen Grundstückseigenfcü- 
merin habe herleiten können. Der beklagte Verband sei viel­
mehr ein außenstehender Dritter, dessen Verhalten in Ermange­
lung der dem Grundstückseigentümer zustehenden Rechte und da­
her ungeachtet der besonderen Regelung des Verhältnisses zwi­
schen Grundstückseigentümer und Unterlieger im Wassergesetz 
nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbu­
ches zu beurteilen sei. Solchen Dritten gegenüber unterläge

t

das ihr verliehene subjektive Recht nicht den Beschränkungen, 
die es gegenüber anderen Wasserberechtigten begrenzten. Der be­
klagte verband habe durch die Wasserförderung und -fortführur.g 
daher in rechtsv/idriger - übrigens auch schuldhafter - ?/eise 
ihr Wasserbenutzungsrecht verletzt, gleichzeitig aber auch 
ein weiteres privates subjektives Recht gestört, indem er un­
mittelbar in ihren eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb 
eingegriffen habe, und er hafte ihr daher gemäß § 823 BGB.
Wenn kein Verschulden des Beklagten für nachgewiesen erachtet 
werden sollte, so hafte er ihr auf Ersatz wegen des ihr im 
Interesse des Öffentlichen Wohls auferlegten Opfers und auch 
aus ungerechtfertigter Bereicherung. Selbst wenn schließlich 
der Beklagte aber ein Recht auf das Grundwasser der überlasse­
nen Grundstücke von der Eigentümerin ableiten könnte, so sei 
er doch gemäß § 2C0 Abs. 2 Satz 3 PrWassG schadensersatzpflich- 
tig.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen, da das 
--on ihm geförderte Wasser der Lauchert nicht entzogen werde,
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der Klägerin daraus jedenfalls kein Schaden erwachsen sei und 
er schließlich, in der Zeit vor der Übertragung des Eigentums 
im Einverständnis mit der damaligen Eigentümerin über das Was­
ser verfügt habe und daher nur § 200 PrWassG auf den vorlie­
genden Sachverhalt angewendet werden könne.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen; Die Berufung der 
Klägerin blieb ohne Erfolg. Mit der Revision verfolgt sie 
den Klaganspruch weiter. Der Beklagte bittet um Zurückwei­
sung der Revision.

Entscheidungsgründ e;

I. Das Berufungsgericht geht davon aus, daß der Beklagte 
das Wasser nicht der einer oberirdischen Quelle
im Sinne des § 1 Abs. 1 PrWassG, entnimmt, sondern - wenn auch 
nur wenige Meter von der oberirdischen Quelle entfernt - mit­
tels eines in den Berg getriebenen Stollens aus dem Erdinneren 
ableitet, so daß nicht die gesetzlichen Vorschriften über Was- 
serläufe, sondern diejenigen über "Gewässer, die nich^ zu der 
Wasserlaufen gehören” '§§ 196 ff), auf den vorliegenden Sach­
verhalt Anwendung finden. Diese rechtliche Würdigung läßt keinen 
Rechtsirrtum erkennen und wird von der Revision auch nicht be­
anstandet .

Wasserbenutzungsrechte sind als subjektive Rechte nach 
§§ 823 ff BGB gegen rechtswidrige Verletzungen geschützt; die 
für die Ansprüche aus dem Eigentum geltenden Vorschriften sind 
entsprechend anzuwenden (§81 Abs. 1 Satz 2 PrWassG). Eine Be­
einträchtigung jedoch, die durch die Förderung unterirdischen 
Wassers in irgend einem Umfang und zu irgend einem Zweck durch 
den Grundstückseigentümer erfolgte, mußte der Wasserberechtigte
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"eis zum Inkrafttreten des Preußischen Wassergesetzes in der Re­
gel hinnehmen, da der Eigentümer zu solchen Entnahmen befugt 
war. Pas preußische Wassergesetz regelt das “Verhältnis zwischen 
dem das Grundwasser fördernden Grundstückseigentümer und dem 
Wasserbenutzungsberechtigten im besonderen in § 2G0 prWassG. 
Panach kann sich der Wasserberechtigte der auf solche Art be­
wirkten Beeinträchtigungen unter bestimmten Voraussetzungen 
erwehren. Ihm stehen die bürgerlichrechtlichen Abwehr- und 
Ersatzansprüche zu, wenn der Grundstückseigentümer das Grund­
wasser dauernd über den eigenen Bedarf in seiner eigenen Haus­
haltung und Wirtschaft hinaus zu Tage fördert und dadurch der 
Wasserstand des vom Berechtigten in Anspruch genommenen Wasser- 
iaufs derart verändert wird, daß er in der Ausübung seiner 
Rechte daran beeinträchtigt wird- (§ 200 Abs. 1 Hr. 3). Die­
se Ansprüche stehen dem Geschädigten jedoch wiederum nicht 
zu (Unterlassungsanspruch § 200 Äbs. 2 Satz 1 PrWassG) oder 
sind beschränkt (Schadensersatzanspruch § 200 Abs. 2 Satz 3 
PrWassG), wenn der aus der Zutageförderung zu erwartende Nut­
zen den dem Geschädigten erwachsenden Schaden erheblich über­
steigt oder wenn das Unternehmen, für das die Zutageförderung 
erfolgt, dem Öffentlichen Wohl dient (§ 200 Abs. 2 PrWassG).

Die Klägerin stützt den Klaganspruch in erster Linie auf 
schuldhafte rechtswidrige Verletzung ihrer Wasserbenutzungsr 
rechte und ihres eingerichteten Gewerbebetriebs, da der Be­
klagte von 1952 bis 1956 nicht Eigentümer der zur Wasserför­
derung benutzten Grundstücke gewesen und ihm die Wasserent­
nahme von der Eigentümerin während dieser Zeit auch nicht 
gestattet worden sei. Für den Pall, daß der Beklagte erlaub­
terweise Grundwasser gefördert haben sollte, stützt sie ihren 

’Anspruch hilfsweise auf § 200 Abs. 2 Satz 3 PrWassG mit der Be­
gründung, durch, die Wasserförderung des Beklagten sei ihr eine 
erhebliche Menge Triebwasser für ihre Turbinenanlage entzogen 
worden.
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Das Berufungsgericht hat den. Schadens er satzanspru.ch aus 
unerlaubter Handlung (hinsichtlich der Wasserbenutzungsrechte 
und des eingerichteten Gewerbebetriebs) verneint, da die Was­
serförderung des Beklagten nicht rechtswidrig gewesen sei;

Beweisaufnahme als Grundstückseigentümerin dem Beklagten die 
Entnahme des Y/assers aus ihren Grund stücken gestattet und 
diese vorläufige Hutzungsuoerlassung beruhe auf einer schrift- 
:] ichen Verpflichtung des Bürgermeisters der Gemeinde, Den An­
spruch aus § 200 PrWassG hat es - bei Unterstellung, daß das 
von dem Beklagten geförderte Grundwasser der ent­
zogen wird - abgelehnt, weil diese Wasserableitung die Klägerin
nicht infolge Änderung des Wasserstandes in der Ausübung ihrer

*

Rechte an der Lauehert beeinträchtigt habe,

II. Das Berufungsgericht geht in rechtlicher Hinsicht davon 
aus, daß derjenige, der mit wirksamer Zustimmung des Eigentü­
mers über das Grundwasser eines Grundstücks verfügt, wasserrecht­
lich dem Eigentümer gleichgestellt sei. Dieser Ausgangspunkt 
ist richtig ;--gl. auch Holtz/Kreutz/Schlegelberger; Das preußische 
Wassergesetz 4. AufI, Anm. 1 zu § 196); er wird von der Revision 
ebenfalls nicht angegriffen. Das Berufungsgerich fc stel.lt in tat­
sächlicher Hinsicht fest, an dem Einverständnis der Gemeinde

vision mangelhafte Hinwirkung auf sachdienliche Beweisanträge 
(§ 139 ZPO) und bekämpft überdies die weiteren rechtlichen Aus­
führungen des Berufungsgerichts über die teil?/eise Wirksamkeit 
des vom Berufungsgericht für nichtig erachteten Kaufvertrags 
vom 22. Oktober 1951.

a) Zur Tatfrage, ob die Gemeinde dem Beklagter,
die Verfügung über das Wasser gestattet hat, ist unbestritten, 
daß die Gemeinde die Grundstücke im Oktober 1951 dem Beklagten 
zur Entnahme des für seine Zwecke notwendigen Wassers überias-

die Gemeinde habe nämlich nach dem Ergebnis der

könne nicht gezweifelt werden. Dazu rügt die Re-
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sen .bat. Das Berufungsgericbt sieht auf Grund der Zeugenaus­
sage des Bürgermeis-üers^J^^ der Gemeinde und
des Schreibens der Gemeinde vom 12. Mai 1952 als erwiesen an, 
daß weder der Bürgermeister noch die Mitglieder des Gemeinde­
rats je auch nur daran dachten; dem Beklagten die fernere Nut­
zung der Grundstücke in dieser Art wieder streitig zu machen, 
die Gemeinde'im Gegenteil an der schnellen Fertigstellung der 
Wassergewinnungsanlage interessiert war. Es würdigt dabei die 
Weigerung der Gemeinde, die Grundstücke an den Beklagten auf- 
zuiassen und ihren Widerstand gegen eine Verleihung, bevor 
nicht die Leistungen des Beklagten ihr gegenüber vertraglich 
in einer sie befriedigenden Weise festgelegt waren.

Die Revision meint, das Berufungsgericht hätte noch das 
Informationsschreiben des Gesellschafters der Klägerin, Dr. 
vom 29« April 1958 beachten müssen, in dem Äußerungen des Bür­
ge r-mei sters von iwiedergegeben sind, die der Bürger­
meister am 6. November 1956 gegenüber Dr. und einem Ange­
stellten der Klägerin gemacht haben soll und die den Aussagen 
des Bürgermeisters als Zeugen widersprächen. Das Berufungsge­
richt hätte bei sachgemäßer Würdigung dieses Parteivortrags 
die Klägerin zu einem entsprechenden Beweisantritt auffordern 
müssen (§ 139 ZPO). Diese Rüge ist unbegründet. Für das Beru- 
fuxigsger jcht bestand schon keine Veranlassung, auf die in dem 
genannten Tnformationsschreiben erwähnten (Tatsachen einzugehen, 
soweit sie nicht in einem Anwaltsschriftsatz vorgetragen wor­
den waren, was auf die angeblichen Äußerungen des Bürgermei­
sters vom 6. November 1956 zutrifft. Soweit diese Tatsachen 
in der mündlichen Verhandlung erwähnt worden sind (wofür der 
Umstand spricht, daß das Informationsschreiben im Tatbestand 
des Urteils aufgeführt ist), ist diese Rüge aber nicht begrün­
det, weil die Erwähnung im Tatbestand erweist, daß das Beru­
fungsgericht diesen Vortrag nicht unberücksichtigt gelassen 
hat. Die Würdigung dieser alsdann als richtig zu unterstellen­
den Bekundungen der in Betracht kommenden Aussagepersonen in



Verbindung mit den Aussagen des Bürgermeisters als Zeuge, der 
scliriftliehen Äußerung der Gemeinde vom Jahre 1952 und ihrem 
gesamten Verhalten bis zum Jahre 1958 gegenüber dem Beklagten 
war Sache des 3?atrichters. Dieser hat sich dabei im Rahmen 
des § 286 ZPO gehalten. Die Äußerungen des Bürgermeisters von 

gegenüber Dr. 0 ^ )  im Jahre 1956 wären auch nur 
ein Indiz, das zwingend nichts darüber aussagt, was die Ge­
meinde gegenüber den Beklagten erklärt hat.

b) Das Berufungsgericht führt unter Erwähnung des § 27 
\'geneint ist pffenbür Jj 4?) "Y/ürtfcEhzGQ -vom 14^-März 1947 
(RegBl 1948 S» 1 ff) weiter aus, die vorläufige Überlassung 
der Nutzung der Grundstücke zum Zwecke der Wassergev/innung 
beruhe auf einer schriftlichen Verpflichtung des Bürgermeisters 
als des Vertreters der Gemeinde, und es erblickt diese schrift­
liche Erklärung im § 4 des Kaufvertrags vom 22. Oktober 1951.
Es führt dazu aus: Dieser Vertrag sei zwar mangels vollständi­
ger Beurkundung der Gegenleistungen nichtig; bei der vorliegen­
den besonderen Sachlage müsse aber angenommen werden, daß § 4 
dieses Vertrags, der Bestimmungen über die Übergabe des Grund­
stücks und den Übergang von Nutzungen und Lasten enthält, von 
der Nichtigkeit nach dem Willen der Parteien nicht hätte be­
rührt werden sollen. Es könne auch nicht bezweifelt werden, 
daß diese Willensäußerung auf einem ausdrücklichen Gemeinde- 
ratsbesohluß beruhe. Dagegen wendet sich die Revision.

Sie rügt an dieser Beurteilung des rechtsgeschäftlichen 
Willens der damaligen Vertragsparteien Verletzung des § 139 
BGB und meint, der Kaufvertrag vom 22. Oktober 1951 sei in 
seiner Gesamtheit (einschließlich des § 4) nichtig, so daß 
§ 4 dieses Vertrags nicht in eine schriftliche Verpflichtung 
des Bürgermeisters nach § 27 WürttHhzGO (vergleiche oben) 
umgedeutet werden könne, weshalb - so muß die Revisionsbe­
gründung sinnvoller Weise ergänzt werden - die Wirksamkeit
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der Genehmigung entfalle« Auch diese Rüge vermag der Revision 
nicht zum Erfolg zu verhelfen. Es kann dahingestellt bleiben, 
ob die Ausführungen des Berufungsgerichts über die teilweise 
V/5rksamkeit äes Kaufvertrags vom 22. Oktober 1951 richtig sind. 
Das bis zur Übertragung des Eigentums auf den Beklagten anhal­
tende Einverständnis der früheren Eigentümerin, das sich als 
Überlassung der tatsächlichen. Verfügung über die Grundstücke 
einschließlich der Nutzung ihres Wasserschatzes darstellt, 
bedurfte Jedenfalls nicht der in § 47 WürttHhzGO vorgesehe­
nen Sehriftform, da diese Form nur für Erklärungen rorgeschrie- 
beo ist, durch welche die Gemeinde verpflichtet werden soll, 
und dieses Einverständnis keine Verpflichtung darstellt. Ent­
gegen der Ansicht des Berufungsgerichts brauchte weder die 
fortlaufende Überlassung der Verfügungsmacht über das von den 
Grundstücken eingeschlossene Wasser noch die Einräumung des 
Besitzes zur Wirksamkeit gegenüber Jedem Dritten auf einer 
wirksamen Verpflichtung zu beruhen. Beide Maßnahmen haben 
verfügenden Charakter und sind damit von einem Schuldgrund 
jnggelöst. Fehlt somit der Rechtsgrund mangels der Schriftform 
des Verpflichtungsgeschäfts, so behält die Erlaubnis des Bür­
germeisters gleichwohl ihre Wirksamkeit. Die obligatorischen 
Beziehungen zwischen dem Eigentümer und demjenigen, dem er 
die tatsächliche Verfügung über die Grundstücke überlassen hat, 
berühren Dritte nicht. Abgesehen davon schuf der Kaufvertrag 
vom 18. März 1958 rückwirkend den rechtlichen Grund für die 
Überlassung dieser Grundstücke. Die Gemeinde üätte
mangels eines Schuldgrunds - soweit nicht etwa besondere Rechts­
beziehungen auf Grund von Vertragsverhandlungen nicht etwas 
anderes geboten hätten - die Grundstücke Jederzeit zurückver­
langen und die Nutzung des Wassers verbieten können. Dies hat 
sie Jedoch nach den Feststellungen des Berufungsgerichts nicht 
getan. Es kommt auch nicht auf die Gründe an, welche die Gemein­
de von einer solchen Maßnahme abgehalten haben, wie es umgekehrt
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unwesentlieh, gewesen wäre, aus welchen Gründen die Gemeinde 
dem Beklagten die Entnahme weiteren Wassers untersagt hätte.
Der gesamte Vortrag der Klägerin über die Gründe, welche 
die Gemeinde an solchen Maßnahmen gehindert haben, ist daher 
unerheblich. Erheblich könnte allenfalls sein, wenn der Be­
klagte selbst einen unzulässigen Druck auf die Gemeinde zur 
Aufrechterhaltung ihres Einverständnisses ausgeübt hätte. Dies 
ist nicht der Pall. Die formlose, jederzeit widerrufliche Ge­
stattung der Y/ass er ent nähme durch die Eigentümerin stellte 
den Beklagten gegenüber anderen Wasserbenutzungsberechtigten 
dem Eigentümer gleich. Der beklagte Verband konnte über das 
Wasser der ihm überlassenen Grundstücke nach Maßgabe des 
§ 196 PrWassG wie ein Eigentümer verfügen; die Begrenzung 
seiner Rechte ergibt sich aus §§ 197 ff PrV/assG. Ersatzansprüche 
könnte die Klägerin somit allenfalls aus § 200 Abs. 1 Nr. 1-3 
PrYFassG herleiten, wobei für die Revisionsinstanz zu unterstel­
len ist, daß das geförderte Wasser der Gallusquelle entzogen 
wird.

III. 1.) Da die Klägerin die Gallusquelle nicht benutzt 
(§ 200 Abs. 1 Nr. 1 PrV/assG) und der Wasserentzug auch nicht 
die Benutzung ihres Grundstücks beeinträchtigt (§ 200 Abs. 1 
Nr. 2 prV/assG), ist,nur zu prüfen, ob die Portleitung des Was- 
sers den Wasserstand der derart verändert, daß die
Klägerin in der Ausübung ihrer Rechte daran beeinträchtigt 
wird. Das Berufungsgericht hat sich unter Hinweis auf RGZ 
89, 89 der Rechtsprechung des Reichsgerichts angeschlossen, 
nach welcher unter dem Wasserstand eines Plußlaufs die Höhe 
des Wasserspiegels zu verstehen sei. Dieser senke sich aller­
dings bei einer Verminderung der Wassermenge notwendig; § 200 
Abs. 1 Nr. 3 PrWassG beziehe sich aber nur auf solche Beein­
trächtigungen, welche auf der Veränderung des Wasserspiegels 
als solcher, nicht aber auf einer Veränderung der Zuflußmenge
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beruhe* Die Verminderung des Wasserzuflusses um etwa 1 # könne 
den Wasserspiegel nicht derart senken, daß diese Senkung als 
solche die Belange der Klägerin beeinträchtige„

Die Revision macht dagegen geltend, es sei der von Wüst- 
hoff 'Handbuch des Wasserrechts Anra. 8 zu § 200 PrWassG) ver­
tretenen Ansicht zu folgen, wonach die Verminderung des Y/as- 
serzuflusses eine Beeinträchtigung der Rechte der Klägerin dar­
stelle, da die bisherige Auslegung den modernen Bedürfnissen 
nicht mehr entspreche.

2.) Das Reichsgericht hat in den beiden Urteilen vom 
1. November 1916 (RGZ 89, 84) und vom 20. Oktober 1920 (JW 
'921, 246) nicht zu § 200 PrWassG unmittelbar, sondern zu § 379 
Abs, 4- Buchst, b PrWassG Stellung genommen. In beiden Fällen 
waren Müller durch flußaufwärts gelegene Wassergewinnungsan- 
iagen betroffen, die schon vor dem Inkrafttreten des preußi­
schen Wassergesetzes vollendet und rechtmäßig errichtet waren. 
In beiden Fällen handelte es sich cm die Frage, ob in der 
fortdauernden Ausübung des Rechts zur Zutageförderung unter­
irdischen Wassers nach dem Inkrafttreten des Wassergesetzes 
nicht die Ursache eines Schadens im Sinne des § 200 Abs, 1 
PrWassG zu finden sei, der nach § 379 Abs. 4 b den Jeweiligen 
Beklagten zu einer billigen Geldleistung verpflichtet hätte. 
Dazu führt das Reichsgericht aus, daß ein solcher Schaden nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes nicht entstanden sei, und fährt 
fort j

"Er entsteht nur mit der Veränderung des Wasserstandes, . 
wenn und soweit dadurch der andere in der Ausübung sei­
ner Rechte am Wasserlauf beeinträchtigt wird, und von 
einem weiteren solchen Schaden kann erst und nur dann 
die Rede sein, wenn eine weitere Veränderung des Wasser­
standes des Wasserlaufs eine weitere Beeinträchtigung des 
anderen in der Ausübung seiner Rechte daran zur Folge 
hat, und Jedenfalls nicht schon dann, wenn bei bloßem 
Fortbestehen der Veränderung des Wasserstandes auch die 
sich daraus ergebende Beeinträchtigung des anderen in der Ausübung seiner Rechte fortdauert."



In der zweiten Entscheidung ist ausgeführts
"Zwar ist zuzugeben, daß die Beklagte durch ihre anhal­
tende Inbetriebnahme der Wasserleitung dem Kläger fort­
gesetzt Schaden zufügt. Aber eine den Kläger schädigen­
de Veränderung des Wasserstandes, wie sie der nach 
§ 379 Abs. 4 b zu berücksichtigende Schaden nach läge 
des Falles voraussetzt, ist nach dem 1. Januar 1914 
nicht mehr eingetreten. Die Veränderung ist durch die 
Anlage der Wasserleitung bereits mehrere Jahre vorher 
herbeigeführt. Daß eine Erweiterung des Betriebs auf 
Seiten der Wassergewinnungsanlage und eine Mehrentzie­
hung des Wassers auf Seiten der Mühle nach dem Inkraft­
treten des Wassergesetzes stattgefunden hat, behaup­
tet der Kläger nicht. Es handelt sich lediglich um 
das Fortbestehen einer bereits bestehenden Veränderung 
des Wasserstandes und die Fortdauer der hieraus ent­
standenen Beeinträchtigung des Klägers in der Ausübung 
seiner Rechte".

Im Ergebnis stellen beide Entscheidungen fest, § 379 Abs. 4 b 
PrWassG wolle lediglich die gegenüber dem Zustand vor Inkraft­
treten des preußischen Wassergesetzes erweiterten Schäden der in 
§ 200 bezeichneten Art treffen. Sie nehmen zu der vorliegenden 
Frage daher nicht unmittelbar Stellung, lassen es aber dahin­
gestellt, unter welchen Umständen der Wasserstand eines Was­
serlaufes derart verändert wird, daß ein Triebwerksbesitzer 
in der Ausübung seiner Rechte daran beeinträchtigt wird. Um­
gekehrt ist daher auch nicht zulässig, mit Herrmann (JW 1921, 
246 Anm. zum Urteil vom 20. Oktober 1920) aus dieser Entschei­
dung einen Umkehrschluß dahin zu ziehen, daß erstmalige oder 
gegenüber dem Zustand vor dem Inkrafttreten des Wassergesetzes 
erweiterte Entziehung unterirdischen Wassers nach dem Inkraft­
treten des Wassergesetzes "einen Verstoß gegen § 200 Abs. 1 
PrWG'* darstellte. Zu § 200 PrWassG nimmt das Reichsgericht, 
soweit ersichtlich, erstmals im Urteil vom 1. März 193D (ZAgruWR 
21, ,i329, 338 ff) Stellung und schließt sich der ständigen, im 
Verleihungsverfahren geübten Rechtsprechung des ehemaligen 
Preußischen Oberverwaltungsgerichts (ZAgruWR 10, 222 = RVB1 49> 
752; ZAgruWR 18, 21) und des ehemaligen preußischen Landeswas-
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seram's 'LWA 2, 1; 4; 1; vgl. auch Scholz, JW 1932, 1038) an. 
Das Preußische Oberverwaltungsgerichfc hat sich auf den Stand- 
runlet gestellt, die Ursache der Schädigung müsse gerade die 
Veränderung des Wasserstandes sein; das Gesetz denke nur an 
Rechtsbeeinträchtigungen, die durch Veränderungen in der Höhe 
des Wasserstandes entstanden seien.; nicht aber schlechthin 
in der Verminderung der Wassermenge ihren Grund hätten. Das 
Reichsgericht hält in der genannten Entscheidung einen Trieb- 
werksbesitzer gegen eine Beeinträchtigung, die nur in einer 
Schmälerung der Znflußmenge besteht, durch § 200 Abs. 1 
Nr. 3 PrWassG nicht für geschützt, da sich sein Staurecht 
I. 't auf die Befugnis, das Jeweils zufließende Wasser anzu­
stauen, beschränke. § 200 Abs. 1 Nr. 3 PrWassG verwehre nur 
eine aus der Veränderung des WasserStandes sich ergebende 
Beeinträchtigung der Rechte am Wasserlauf. Gegenüber dem 
Einwand, eine Senkung des Wasserstandes bedeute nahezu aus­
nahmslos auch eine Minderung der Wassermenge, führt das Ur­
teil aus, dies möge richtig sein, beweise aber nicht, daß 
eine Minderung der Wassermenge im vorliegenden Pall zu einer 
Änderung des Wasserstandes geführt habe. Maßgeblich sei näm­
lich hier allein der Wasserstand, wie er sich bei Innehaltung 
des dem Kläger gesetzten Stauziels ergebe, und dieses Stauziel 
läge dort, wo er selbst die Wasserkraft dem Mühlbetrieb 
dienstbar mache.

Nach Ansicht des ehemaligen preußischen Ministers für 
Ernährung und Landwirtschaft (Beschwerdeentscheid vom 9« Juli 
1933, ZAgruWR 22, 213, 219 ff) setzt ein Anspruch nach § 2C0 
Abs. 1 Nr. 3 PrWassG voraus, daß durch die Zutageförderung 
des unterirdischen Wassers der Wasserstand, d. h. die Wasser­
spiegelhöhe eines Piußlaufs derart verändert würde, daß der'» 
Wasserberechtigte in der Ausübung seiner Rechte an diesem 
Flußlauf beeinträchtigt würde. Ohne wahrnehmbare Veränderung
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des Wasserstandes eines Flußlaufs könne von einer Schädigung 
des Berechtigten in der Ausübung seiner Rechte als Trieb­
werksbesitzer nicht die Rede sein. Die Verringerung der 
Menge des zugeführten Wassers bei sonst etwa gleichbleiben- 
dem Wasserstand werde durch § 200 Abs. 1 Nr. 3 PrWassG 
nicht getroffen.

Unter Bezugnahme auf die Begründung des Gesetzes meint 
das Oberlandesgericht Frankfurt (Urteil vom 18. Mai 1916,
OLG 54, 175, i74), die Veränderung des Wasser stands im Sinne der 
§§ 200 und 44‘ Abs.1! Nn2 PrWassG umfasse auch die Entziehung 
des Wassers (in dieser Richtung auch Landgericht Aachen, 
Leitsätze nachgewiesen in RdWVi, Heft 5 2.Teil Nr. 27 und 29).

Holtz/Kreutz/Schlegelberger (aaO Anm. 11 zu § 200) teilen 
den Standpunkt des früheren Preußischen Oberverwaltungsge­
richts und weisen (Anm. 7 zu § 41) auch nach', daß die vom 
Oberlandesgericht Frankfurt zur Stütze seiner Ansicht heran­
gezogene amtliche Begründung zû  § 42 des Gesetzes mindestens 
bei der Beweisführung, anläßlich der sie zu der vorliegenden 
Frage Stellung nimmt, von irrigen Erwägungen ausgeht. Dagegen 
werden in der Literatur (Nachweis in RdWWi Heft 5 1 .Teil
A I 2, 2 S. 20 und in Heft 6 1.Teil A I 2, 2 S. 19; Wüsthoff,
Handbuch des Deutschen Wasserrechts 1. Band Anm. 8 zu § 200 
PrWassG und Einführung in das Deutsche Wasserrecht 2. Aufl.
S. 128/129) nachdrücklich Forderungen auf erhöhten Schutz 
der Triebwerksbesitzer erhoben.

3.) Die Fassung des Gesetzes spricht für die Auslegung des 
früheren Preußischen Oberverwaltungsgerichts. Verfehlt ist 
die Ansicht der Klägerin, dem Wort Wasserstand sei eine Be­
trachtungsweise zu Grunde zu legen, die ein Gewässer gleichsam 
im Querschnitt ins Auge fasse und damit die die Spiegelhöhe
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bestimmende Wassermenge über der Soble des Gewässers bezeichne. 
Wasserstand wird im Gesetz entsprechend dem allgemeinen Sinn 
dieses Begriffs im Bauingenieurswesen und der Hydrologie ver­
wendet und bezeichnet die auf KN oder einen anderen bestimmten 
Nullpunkt bezogene Spiegellage offener Gewässer. Da die Spiegel- 
hohe eines Wasserlaufes entsprechend den jahreszeitlichen und 
klimatischen Veränderungen laufend Schwankungen unterworfen ist,

Grenzwerten und in Mittelwerten gemessen. Er 
charakterisiert neben anderen Größen einen Wasserlauf in sei­
ner Eigenart. Nach dem Gesetzeswortlaut ist allein die Verän­
derung des Wasserstandes maßgebend, nicht dagegen die aller­
dings naturnotwendig damit in Zusammenhang stehende (vgl. Die 
Hütte, Des Ingenieurs Taschenbuch, Band-III i! Bau'tecbnik S.1120) 
Veränderung der Wassermenge. Auch die geschichtliche Entwick­
lung des preußischen Wasserrechts und der Zusammenhang der 
einzelnen Vorschriften des Gesetzes zeigen eindeutig, daß trotz 
dieses Zusammenhangs zwischen Wasserstand und Wassermenge nicht 
die Wirkungen, die die Veränderung der Wassermenge auslöst, 
sondern nur diejenigen, die durch die Veränderung des Wasser­
standes bedingt werden, zu berücksichtigen sind. Auch daraus 
ist zu entnehmen, daß Triebwerksbesitzer, deren Hechte £ber 
die nach §§ 46 Abs. 1 Nr. 1, 40 «ibs. 2 PrWassG verleihbaren 
Rechte nicht hinausgehen, keinen Anspruch auf eine bestimmte 
Wassermenge haben, etwa auf das gesamte dem Flußlauf nach den 
natürlichen Bedingungen zukommende Wasser. § 246 II 15 AIR - 
schützte den Müller als Plußanlieger zwar noch gegen die Ent­
ziehung des für seinen eingerichteten Betrieb notwendigen Was­
sers durch Ableitung oberirdischen Wassers. Die auf diese Wei­
se bei der Publikation des Privatflußgesetzes vom 28. Februar 
1843 (GS S. 41) schon bestehenden Rechte blieben nach .§§ 16,
17 dieses Gesetzes auch erhalten, für die Zukunft sollte ein 
solches Recht aber nur auf Grund Verleihung entstehen können 
(§ 16 Abs. 2 PrPIGes). Das preußische Wassergesetz hielt diese
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1843 bestehenden und seitdem erworbenen Rechte aufrecht (§42 
und § 382), nahm aber nunmehr das Recht auf Zufluß bestimmter 
Wassermengen aus den verleihbaren Benutzungsrechten aus (§§ 46, 
40 Abs. 2). Ein Recht auf Zufluß einer bestimmten Wassermenge 
kann daher nur bestehen, soweit es im Rahmen des § 42 PrWassG 
geschützt ist oder bis zum Inkrafttreten des Wassergesetzes 
erworben worden ist. Die Klägerin kann keine dieser beiden 
Möglichkeiten für sich in Anspruch nehmen. Entsprechend dem 
Abbau des Nutzungsrechts der Flußanlieger auf eine bestimmte 
Wassermenge zeigt die Rechtsentwicklung auf der anderen Seite 
die Tendenz» die Rechte des Grundstückseigentümers am Grund­
wasser einzuschränken. Ursprünglich war der Grundstückseigen­
tümer bis zum Inkrafttreten des preußischen Wassergesetzes in 
der Verfügung Uber das Grundwasser im Bereich seines Grund­
stücks völlig frei. Die technischen Möglichkeiten zur Förde­
rung von Grundwasser und die Zunahme des Bedarfs an Nutz- und 
Trinkwasser erforderten in Verbindung mit der Erkenntnis der 
hydrologischen Zusammenhänge Einschränkungen, die zu den we­
sentlichen Fortschritten des preußischen Wassergesetzes gehören 
und in den §§ 197 ff WassG ihren Niederschlag fanden. Sicher 
sollte aber die Einschränkung des Eigentümers am Grundwasser 
nicht weiter gehen als die Einschränkungen, die der Eigentümer 
an einem Flußlauf sich gefallen lassen (§§ 40, 41 Abs. 1 Nr. 2 
PrWassG) oder ein beliehener Unternehmer auf sich nehmen myiß
(§ 50 PrWassG). Die Tatsache, daß § 42 in das Gesetz aufgenom-

*

men wurde, zeigt jedoch hinreichend klar, daß § 41 Abs. 1 
Nr. 2 PrWassG den Triebwerksbesitzer nicht vor der Entziehung 
von Wasser schützt, der Begriff Wasserstand vielmehr in seinem 
allgemeinen Sinn zu verstehen ist (vgl. auch Holtz/Kreutz/ 
Schlegelberger, PrWassG Anm. 7 zu § 41)* Die diesbezügliche 
Bemerkung der Amtlichen Begründung zu § 42 des Gesetzes nimmt 
dieser Beweisführung nicht die Überzeugungskraft. Es ist auch 
sinnvoll, daß das Gesetz bei der Umschreibung des Staurechts 
vom Heben und Senken des Wasserspiegels spricht (§ 40 Abs. 2
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Nr. 3 PrWassG), dagegen im übrigen den Ausdruck Ylasserstand 
benutzt. Im ersten Pall handelt es sich um eine Änderung der 
.jeweiligen, jahreszeitlich oder klimamäßig bedingten tat­
sächlichen Höhe des Wasserspiegels, im letzteren Pall dage­
gen um die den Plußlauf kennzeichnende, nach bestimmten Metho­
den für längere Zeiträume in bestimmten Grenz- und Mittelwerten 
ermittelte Höhe des Wasserspiegels.

Die Tendenz zur Einschränkung des Grundstückseigentümers 
zeigte sich in den Wassergesetzen anderer Länder in noch 
stärkerem Maß. Der Unterschied zum preußischen Wassergesetz 
besteht nur darin, daß in jenen Gesetzen die Beschränkung 
zugunsten einer öffentlich-rechtlichen Ordnung des Wasser­
haushalts vollzogen wurde (§§ 22, 53 BadWassG; Art. 3 
WürttWassG; Art. 19 BayrWassG; § 10 ÖstrWassG), während das 
preußische Wassergesetz und die ihm nachgebildeten Gesetze 
die Einschränkung des Grundstückseigentümers gegenüber und 
damit unmittelbar zugunsten anderer Wasserberechtigter voll­
zog (über das schweizer Recht und die Rechtsprechung in der 
Schweiz vgl. Haff, Das Wasserkraftrecht, 1954 S. 20 ff).
Einen gewissen Abschluß dieser Entwicklung stellt das 
noch nJjcht^in Kraft getretene Gesetz zur Ordnung des Wasser­
haushalts vom 27* Juli 1957 (BGBl I, 1110) dar. Danach ist das 
erlaubnis- und bewilligungsfreie Entnehmen und Ableiten von 
Grundwasser zugunsten der Verfügung der Behörde über den Grund­
wasserschatz weiter eingeschränkt (§ 33), wobei alten Benutzun­
gen nach § 17 des Gesetzes Rechnung getragen wird. In § 2 des 
Gesetzes ist andererseits ausdrücklich klargestellt, daß Er­
laubnis (§7) und Bewilligung (§ 8) kein Recht auf Zufluß von 
Wasser bestimmter Menge und Beschaffenheit geben. Diese Ent­
wicklung zeigt, daß die vielseitige Inanspruchnahme des Wassers 
unter den modernen Verhältnissen in Anbetracht der hydrologi­
schen Zusammenhänge zwar eine weitgehende Beschränkung des
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Eigentümers am Grundwasser erfordern (insofern war das preu­
ßische Wasserrecht reformbedürftig), im Gegensatz zur Ansicht 
der Klägerin jedoch keineswegs eine entsprechende Ausweitung 
der Rechte beliehener Wasserbenutzer zuläßt. An der seit­
herigen Rechtsprechung ist daher festzuhalten. Die Klägerin 
hat als Wasserbenutzungsberechtigte keinen Anspruch daraif, 
daß andere die natürliche Wassermenge der Lauchert nicht 
schmälernf sie kann vielmehr Ersatzansprüche nur erheben; 
soweit die Veränderung des Wasserstandes die ihr verliehenen 
Rechte beeinträchtigt.

4.) Die Klägerin hat schon gar nicht dargetan, daß über 
irgendwelche Änderungen des Wasserstandes der lauchert Fest­
stellungen getroffen worden sind. Es liegen keine wahrnehm­
baren Veränderungen vor. Die Klägerin berechnet ihren Scha­
den auch nicht mittels einer faßbaren Veränderung des Wasser­
standes anhand der Auswirkungen einer solchen Änderung auf 
ihre Rechte, sondern sie legt ihrer Schadensberechnung kurzer­
hand die Elektrizitätsmenge zugrunde, die aus dem von dem Be­
klagten geförderten Wasser bei völliger Verwertung seiner Ener­
gie in ihrer Anlage hätte gewonnen werden können.

Soweit die Klägerin vorbringt, die Ableitung des Wassers 
bedinge naturnotwendig eine Absenkung des Wasserstandes, 
beeinträchtigt diese, nur anhand der abgeleiteten Wassermenge 
theoretisch berechenbare, Senkung des V/asserstands doch nicht 
ihre Wasserbenutzungsrechte. Diese bestehen darin, das von 
der geführte Wasser bis zu einer
bestimmten Röhe (Staumarke) aufzustauen, das Wasser abzulei­
ten, in den Turbinen zu gebrauchen und wieder in den Fluß zu­
rückzuleiten. Diese Wasserrechte geben ihr keinen Anspruch 
auf eine bestimmte Wasserkraft, sondern nur die Möglichkeit, 
die Wasserkraft des anfließenden Wassers auszunützen. Die
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Ausübung ihrer Rechte erschöpft sich in der dargelegten Hand­
habung des dargebotenen Wassers. Beeinträchtigt ist weder das 
Staurecht5 da diese Senkung des Wasserstandes die Anstauung 
bis zur Staumarke nicht hindert, noch das Recht, das abgelei­
tete Wasser im Triebwerk zu benutzen, da die Pallhöhe erhalten 
bleibt. Betroffen ist nur der weitere Zweck der Ausübung die­
ser Rechte, nämlich die Umsetzung der Wasserkraftenergie in 
elektrische Energie, da die Wassermenge vermindert ist.

TY. Ob und unter welchen Umständen eine wesentliche Sen­
kung des Wasserstandes eines plußlaufs, welche die Wirtschafts­
fähigkeit des Triebwerks gefährdet oder den Betrieb mangels 
genügend anhaltender Wasserkraft unmöglich macht, gleichwohl 
zu einer Beeinträchtigung in der Ausübung der verliehenen 
Rechte führen kann, bedarf im vorliegenden Pall keiner Prü­
fung. Die Klägerin hat nicht nur keine meßbare Senkung des 
Wasserstandes vorgetragen, sondern auch nicht die Gefährdung 
der. Wirtschaftlichkeit ihres Elektrizitätswerks behauptet.
In der Revision verweist die Klägerin nur darauf, daß das 
Elektrizitätswerk stoßweise beansprucht werde und die Min­
derung der Wassermenge in der Zeit des höchsten Bedarfs zu 
einer besonderen Schädigung führe. Ebensowenig ist in diesem 
Rechtsstreit zu klären, -ob und in welchem Ausmaß im.. ■ ..J' „• 
Rahmen des anhängigen Verleihungsverfahrens (§ 203 PrWassG) 
aus Rücksicht des öffentlichen Wohls (§ 49 PrWassG), etwa 
im Interesse der Erhaltung hinreichender Energiequellen, 
auch auf den Betrieb von Elektrizitätswerken Bedacht zu 
nehmen ist. Das Berufungsgericht hat sonach einen Ersatzan­
spruch der K3.ägerin aus § 200 PrWassG mit Recht abgelehnt.

7. Ebensowenig findet er in dem erneuten, nicht näher be­
gründeten Vorbringen der Revision, der Beklagte habe das
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Recht der Klägerin am eingerichteten Gewerbebetrieb verletzt, 
eine Grundlage. Die Wasserförderung und Portleitung des Be­
klagten hielt sich in den maßgebenden Jahren nach den Ausfüh­
rungen unter Abschnitt III im Rahmen der der Eigentümerin 
gemäß §§ 196, 200 PrWassG zustehenden und ihm überlassenen 
Rechte. Eine unerlaubte Handlung unter dem genannten Gesichts­
punkt entfällt daher mangels eines rechtswidrigen Verhaltens 
des Beklagten, wie das Berufungsgericht zutreffend festge­
stellt hat.

VI. Verfehlt sind schließlich die Ausführungen, welche 
die Revision an die gemäß § 204 PrWassG erteilte polizeiliche 
Genehmigung zur Portleitung des geförderten Wassers knüpft, 
insbesondere die Ansicht, diese Genehmigung stelle einen ent­
eignungsgleichen Eingriff in den Gewerbebetrieb der Klägerin 
dar, der gemäß Art. 14 GG eine Entschädigungspflicht auslöse. 
Diese polizeiliche Genehmigung hat ebensowenig wie andere 
Polizeieriaubnisse irgend einen Einfluß auf die privaten 
Rechte der Beteiligten. Es handelt sich um einen Verwaltungs­
akt, der sich auf das öffentlich-rechtliche Verhältnis zwi­
schen dem Eigentümer oder dem verfügungsberechtigten und der 
Polizeibehörde beschränkt. Seine Bedeutung erschöpft sich da­
rin, daß der vom Grundeigentümer beabsichtigten Portleitung 
des Wassers keine polizeilichen Gründe ent gegen stehen (vgl. 
zur Auswirkung einer Polizeierlaubnis auf private Rechte all­
gemein das Urteil des erkennenden Senats vom 27. Mai 1959 - 
V ZR 78/58, Betrieb 1959, 913). Inwieweit für die Genehmigung 
von Betrieben, die für das allgemeine Wohl von besonderer 
Bedeutung sind und Unterlassungsansprüche einschränken, ande­
res gilt (vgl. BGB RGRK § 906 Anm. 30 bis 32 und § 1004 
Anm. 67), mag auf sich beruhen; die Genehmigung im Sinne des 
§ 204 PrWassG schränkt jedenfalls die privatrechtlichen Ab­
wehrrechte nicht ein (ebenso Holtz/Kreutz/Schlegelberger, aa(
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§ 379 Anm. 3 a). Abgesehen davon werden? wie unter Abschnitt 
IXT dargelegt ist, Wasserbenutzungsrechte der Klägerin gar 
nicht beeinträchtigt. Damit scheidet auch, jeder irgendwie 
geartete Entschädigungsanspruch wegen Enteignung oder rechts­
widrig enteignungsgleichen Eingriffs als Anspruchsgrundlage 
aus.

VII. Die Angriffe der Revision erweisen sich sonach als 
unbegründet. Das Rechtsmittel war; da auch im übrigen sachlich- 
rechtliche Irrtümer des Berufungsgerichts nicht ersichtlich 
sindj mit der Kcstenfclge aus § 97 ZPO zurüclczuweisen*

Dr. Tasche Dr. Rothe Dr. Freitag
Dr. Mattem Offterdinger


